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setzt Vorsatz voraus. Erfolgen die genann­
ten Handlungen ohne die Zielstellung der 
Vorbereitung von Fälschungen, können sie 
als Ordnungswidrigkeit verfolgt werden 
(§ 24 OWVO).

3. Hat der Täter bereits mit Ausfüh­
rungshandlungen zur Fälschung von Geld­
zeichen begonnen, liegt zumindest eine

versuchte Fälschung von Geldzeichen im 
Sinne des § 174 vor.

4. Aus Sicherungsê ?ründ en hat grund­
sätzlich die Einziehun g (§ S'6) der beschaff­
ten oder angefertigtei 1 Materialien zu er­
folgen. Die Einziehung? kanin auch im selb­
ständigen Verfahren v*om Gericht angeord­
net werden (§ 56 Abs. 4 ).

§176
Verkürzung von Steuern, Abgaben, anderen Abführungen \ 

an den Staatshaushalt und Beiträgen 
zur Sozialpflichtversicherung

(1) Wer vorsätzlich bewirkt, daß
1. Steuern, Abgaben, andere Abführungen an den Staatshaushalt oder Beiträ ge zur 

Sozialpflichtversicherung nicht oder zu niedrig festgesetzt werden;
3. Steuern, Abgaben, andere Abführungen an den Staatshaushalt oder 1 Beiträg e zur 

Sozialpflichtversicherung, die der Schuldner zu berechnen und abzu führen hat, 
nicht oder zu niedrig erklärt oder angemeldet werden;

3. Vorteile bei der Festsetzung oder Erhebung von Steuern, Abgaben, anderen Ab­
führungen an den Staatshaushalt oder von Beiträgen zur Sozialpflichtvc ^sicher ung 
rechtswidrig gewährt oder belassen werden, 

wird, wenn er einen erheblichen Schaden vorsätzlich verursacht, mit öffentl ichem Ta­
del, Geldstrafe, Verurteilung auf Bewährung oder mit Freiheitsstrafe biü zu zv?ei 
Jahren bestraft. 3

(3) Schwere Fälle Werden mit Freiheitsstrafe von zwei bis zu acht Jahren bestraf t. 
Ein schwerer Fall liegt insbesondere vor, wenn durch eine oder durch wie Verholte 
vorsätzliche Tatbegehung nach Absatz 1 ein besonders hoher Schaden vorsätz. lieh ver­
ursacht wurde.

(3) Der Versuch ist strafbar.

Anmerkung: Einmalige, mit geringem Schaden oder fahrlässig begangene V erstöße 
gegen das Steuer-, Abgaben- oder Sozialversicherungsrecht können als Ordnun gswid- 
rigkeit verfolgt werden.

li Voraussetzung für die Durchführung 
eines Strafverfahrens ist das Vorliegen 
eines rechtskräftigen Steuer-, Abgaben- 
*>der Abführungsbescheides des Finanz­
organs. Der Steuerbescheid ist Beweismit­
tel im Sinne von § 24 Abs. 1, § 49 StPO und 
als solches ggf. mit Hilfe sachverständiger 
Zeugen bzw. Sachverständigen zu prüfen. 
Die mit den Ermittlungen beauftragten 
Mitarbeiter des staatlichen Finanzorgans 
können als sachverständige Zeugen gehört 
werden. Sind weitere Feststellungen nicht

mehr möglich oder konnten Zw eifei nach 
Ausschöpfung aller zur Verfügur. ig stehen­
den Beweismittel nicht ausgeräum it werden, 
entscheidet das Gericht entspred tend den 
in der Beweisaufnahme getroffei ien Fest­
stellungen, inwieweit Steuern odt эг Abga­
ben vorsätzlich verkürzt worden s ind (vgl. 
Beschluß des Präsidiums des Ober, sten Ge­
richts zur einheitlichen Anwendi mg von 
§ 176 StGB vom 16. 3.1983, OG-Inf . 1983/3,
S. 3).
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